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Sdiriftlidier Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Bading, Margulies und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Grundsteuergesetzes 

— Drucksache IV/2125 — 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Grundsteuergesetzes 

— Drucksache IV/2349 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dr. h. c. Toussaint 


Der Gesetzentwurf — Drucksache IV/2125 — 
wurde in der 125. Plenarsitzung am 30. April 1964 
an den Finanzausschuß überwiesen. Der vom Bun- 
desrat eingebrachte Gesetzentwurf — Drucksache 
IV/2349 — wurde am 24. Juni 1964 in der 132. Voll- 
versammlung an den Finanzausschuß federführend 
und an den Ausschuß für Kommunalpolitik und 
Sozialhilfe sowie an den Haushaltsausschuß mit- 
heratend überwiesen. Der Finanzausschuß hat die 
Gesetzentwürfe in seinen Sitzungen am 22. Oktober, 
3. und 12. Dezember 1964 behandelt. Der Ausschuß 
für Kommunalpolitik und Sozialhilfe hat am 15. Juni 
zu dem Gesetzentwurf ■ — Drucksache IV/2125 — 
gutachtlich Stellung genommen und am 22. Oktober 
den Gesetzentwurf - — Drucksache IV/2349 — bera- 
ten. Der Haushaltsausschuß hat sich mit der Druck- 
sache IV/2349 am 14, Januar 1964 befaßt. 


Zu § 26 des Grundsteuergesetzes 

Der Bundesrat hat bereits in seiner Sitzung am 
25. Oktober 1963 beschlossen, einen Grundsteuer- 
änderungs-Gesetzentwurf einzubringen, der die Re- 
gelung für die Leistung von Ersatzbeträgen durch 
den Bund zugunsten kleinerer Gemeinden ver- 
bessern soll. 


Die Bundesregierung hat bei der Weiterleitung 
des Gesetzentwurfs an den Bundestag am 11. Juni 
1964 empfohlen, diesen Gesetzentwurf abzulehnen. 
Ihre Gründe sind in der Anlage 2 zur Drucksache 
IV/2349 eingehend erläutert. Sie laufen im wesent- 
lichen darauf hinaus, daß kein sachliches Bedürfnis 
für eine Erweiterung der Härteregelung bestehe, da 
den Gemeinden im Länderfinanzausgleich geholfen 
werden könne. Die Angelegenheit könne daher un- 
bedenklich bis zu einer Reform der Gemeinde- 
steuern zurückgestellt werden. 

Der Finanzausschuß schloß sich zunächst mit 
Mehrheit dieser Auffassung an. Er lehnte den 
Gesetzentwurf aber auch deswegen ab, weil der mit 
der angestrebten Verbesserung verbundene Verwal- 
tungsmehraufwand in keinem vernünftigen Verhält- 
nis zu dem in Rede stehenden Finanzvolumen von 
ca. 2 Mio DM stehe und die Sonderregelung des 
§ 26 eng auf Härtetatbestände beschränkt bleiben 
sollte. 

Der Ausschuß revidierte in seiner Sitzung am 
10. Dezember 1964 diesen Standpunkt und beschloß 
mit großer Mehrheit, der Stellungnahme des Aus- 
schusses für Kommunalpolitik und Sozialhilfe zu 
folgen und den Gesetzentwurf des Bundesrates an- 
zunehmen. 
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Zu § 26 a des Grundsteuergesetzes 

öffentliche Grünanlagen, Spiel- und Sportplätze 
sind nach dem geltenden Grundsteuerrecht nur dann 
von der Grundsteuer befreit, wenn sie im Eigentum 
einer Gemeinde (oder einer anderen Gebietskörper- 
schaft) oder — bei Erfüllung der entsprechenden 
Voraussetzungen — im Eigentum einer gemein- 
nützigen Körperschaft stehen. Die zunehmende Ver- 
knappung des Grund und Bodens in den Ballungs- 
gebieten und die dadurch hervorgerufenen Schwie- 
rigkeiten beim Erwerb entsprechenden Grund- 
besitzes durch die öffentliche Hand machen es je- 
doch notwendig, auch die private Initiative zu för- 
dern. Der Finanzausschuß empfiehlt daher in Über- 
einstimmung mit dem Ausschuß für Kommunal- 
politik und Sozialhilfe, der auf Drucksache IV/2125 
vorgeschlagenen und ausführlich begründeten Ge- 
setzesänderung in der Form zuzustimmen, daß an 
Stelle einer Steuerbefreiung nach § 4 Ziff. 9 des 
Grundsteuergesetzes im Rahmen des § 26 a des 
Grundsteuergesetzeis ein zusätzlicher Erlaßtat- 
bestand geschaffen wird. Danach soll dann ein 
Rechtsanspruch auf Erlaß der Grundsteuer bestehen, 
wenn ein (privater) Eigentümer Grundstücksflächen 
zur Schaffung von Grünanlagen, Spiel- und Sport- 
plätzen für die Öffentlichkeit zur Verfügung stellt 
und sich damit einverstanden erklärt, daß das 
Grundstück diesen Zwecken durch die Gemeinde ge- 
widmet wird. Erst durch die Widmung erlangen 
Grundstücke den Status „öffentlicher'' Grünanlagen, 
Spiel- und Sportplätze, wie er nach der vorgeschla- 
genen Formulierung Voraussetzung für den Erlaß 
ist. Das Bereitstellen eines Grundstücks zu den be- 
günstigten Zwecken durch den Eigentümer reicht 


dagegen noch nicht aus. Weitere Voraussetzung 
für den Erlaß ist, daß der Eigentümer aus dem zur 
Verfügung gestellten Grundbesitz keinen Uber- 
schuß erzielt. Insoweit schließt sich die neue Vor- 
schrift an die Vorschriften über den Grundsteuer- 
erlaß bei Kulturgut (§ 26 a Ziff. 2 und 3 GrStG) an. 

Zur Frage des verwaltungsmäßig zweckmäßigen 
Weges der Grundsteuerbefreiung (Befreiung durch 
das Finanzamt im Steuermeßbetragsverfahren oder 
entsprechender Erlaß durch die Gemeinde) hat der 
Ausschuß für Kommunalpolitik und Sozialhilfe eine 
gutachtliche Stellungnahme abgegeben und sich — 
übereinstimmend mit dem Bundesminister des 
Innern und dem Bundesminister der Finanzen — - für 
den Erlaßweg ausgesprochen. Der Finanzausschuß 
hat sich diese Auffassung zu eigen gemacht, weil die 
obenerwähnten Voraussetzungen des Erlasses ohne- 
hin nur von der Gemeinde geprüft werden können, 
bei einer Verlagerung der Entscheidung in das 
Steuermeßbetragsverfahren das Finanzamt also doch 
stets auf eine Stellungnahme der Gemeinde ange- 
wiesen wäre. Die beim Erlaß für Kulturgut geltende 
Regelung des § 3 Abs. 3 der Grundsteuer-Erlaßver- 
ordnung (Bewilligung des Erlasses ohne erneuten 
Antrag, wenn sich die Verhältnisse nicht geändert 
haben) muß entsprechend auch hier gelten. Eine 
Änderung der Grundsteuer-Erlaßverordnung nur 
wegen dieses einen Punktes läßt sich dadurch ver- 
meiden, daß durch die Innenminister der Länder den 
Gemeinden eine entsprechende Verfahrensweise 
empfohlen wird. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich das Hohe 
Haus, dem Gesetzentwurf in der vom Ausschuß vor- 
geschlagenen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 20. Januar 1965 


Dr. Dr. h. c. Toussaint 


Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen IV/2125, 

IV/2349 — in der anliegenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 20. Januar 1965 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Dr. h. c, Toussaint 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Grundsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rales das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Grundsteuergesetz in der Fassung vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 519), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung grund- 
steuerlicher Vorschriften vom 10. Juni 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 347) wird wie folgt geändert: 

1. In § 26 Abs. 1 werden die Zahl „5000“ durch 
„10 000“ und die Zahl „25" durch „10“ ersetzt. 

2. In § 26 a wird nach den bisherigen Ziffern 1 bis 
3 folgende Ziffer 4 angefügt: 

„4. für Öffentliche Grünanlagen, Spiel- und 
Sportplätze, die nicht bereits nach § 4 be- 
freit sind, wenn die jährlichen Kosten in der 
Regel die erzielten Einnahmen und die son- 
stigen Vorteile übersteigen.“ 

Artikel 2 

Artikel 1 ist erstmals für das Kalenderjahr 1965 
anzuwenden. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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